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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 384/11 B 
 
L 2 R 321/11 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 14 KN 15/06 (SG Bremen) 
 
 
 
……………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdegegner, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdeführerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Januar 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r  

und den Richter K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 21. September 2011 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Die Beklagte trägt die außergerichtlichen Kosten des Klägers für das Beschwerde-

verfahren. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 
 

 
  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 21.9.2011 hat das LSG Niedersachsen-Bremen das Urteil des SG Bremen vom 

6.4.2011 bestätigt, soweit es die Beklagte verpflichtet hat, die Hauptbeschäftigung des Klägers 

vom 6.4.1970 bis 30.10.1979 und seine Nebenbeschäftigung vom 1.10.1973 bis 30.9.1975, die 

er komplett in Polen zurückgelegt hat, jeweils zu 6/6 vorzumerken. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden Rechtsprechungsabweichungen geltend ge-

macht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufge-

stellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG 

nicht den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen 

Kriterien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit 

der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begrün-

det die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungs-

grund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf 

die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung er-

kennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung 

enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; 

ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Recht-
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sprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen ha-

ben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungser-

fordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

1. Die Beklagte macht geltend, das LSG habe den Rechtssatz aufgestellt, 

"dass sowohl in der ursprünglichen Fassung des Artikels 2 Abs. 1 RV/UVAbkPOLG von 
1976 (BGBl II 393) als auch in der Neufassung dieser Norm (vgl. Artikel 20 des Gesetzes 
zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung [Rentenreformgesetz 1992 - RRG 
1992 -] vom 18.12.1989 [BGBl. I 2261, 2375] mit Wirkung zum 01.07.1990) Zeiten, die 
nach dem polnischen Recht der Rentenversicherung zu berücksichtigen sind, gemäß 
Artikel 4 Abs. 2 des Abkommens in demselben zeitlichen Umfang in der deutschen 
Rentenversicherung in entsprechender Anwendung des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes zu berücksichtigen sind, solange der Berechtigte 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes wohnt". 

 

Demgegenüber habe das BSG im Urteil vom 13.12.2000 (B 5 RJ 42/99 R - EzS 60/142) den 

Rechtssatz aufgestellt, 

"dass mit der Neufassung des Artikels 2 Nr. 1 RV/UVAbkPOLG die Absicht verbunden 
wurde, polnische Abkommenszeiten dem Grunde und dem Umfang nach nur noch in dem 
Rahmen in der deutschen Rentenversicherung anzurechnen, wie es das FRG vorsieht". 

 

2. Überdies behauptet die Beklagte, das Berufungsgericht habe den Rechtssatz aufgestellt, 

"dass alleine die Bestätigung polnischer Versicherungszeiten in vollem Umfang durch den 
polnischen Versicherungsträger sowie die glaubhafte Darlegung des Klägers, im Alter von 
23 bis 32 Jahren keine nennenswerten Krankheitszeiten aufgewiesen zu haben, ohne wei-
teren Nachweis dazu führt, die fraglichen Versicherungszeiten zu 6/6 anzurechnen". 

 

Das BSG habe demgegenüber im Urteil vom 20.8.1974 (4 RJ 241/73 - BSGE 38, 80 = SozR 

5050 § 19 Nr 1) den Rechtssatz aufgestellt, 

"dass Beschäftigungszeiten nach § 16 FRG oder Beitragszeiten nach § 15 FRG nur dann 
nachgewiesen und zu 6/6 anrechenbar sind, wenn - zusätzlich zur Kenntnis vom Beginn 
und Ende der übermittelten Zeiträume - zur Überzeugung des Tatsachengerichts fest 
steht, dass Ausfallzeittatbestände (krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit, Arbeitslosigkeit 
usw.) nicht eingetreten sind, nicht jedoch schon dann, wenn nur Anfang und Ende der je-
weiligen Zeiten feststehen". 

 

Mit diesen einander gegenübergestellten Rechtssätzen ist das Vorliegen einer Divergenz nicht 

hinreichend dargetan. Denn die Beklagte verschweigt bereits, an welcher Stelle und mit welcher 

anerkannten Methodik sie den Urteilen des LSG und BSG die behaupteten Rechtssätze jeweils 

entnehmen will.  

 

Darüber hinaus zeigt die Beschwerdebegründung auch nicht auf, dass die Entscheidung des 

LSG auf den behaupteten Divergenzen beruht. Hierfür hätte die Beklagte darlegen müssen, 

dass das BSG in den herangezogenen Urteilen auf der Grundlage der darin angeblich aufge-

stellten Rechtssätze eine Fallkonstellation bzw rechtliche Problematik, die mit derjenigen des 

Klägers vergleichbar ist, tragend anders entschieden hat als das LSG im angefochtenen Urteil. 
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Keinesfalls genügt es, isoliert einzelne Sätze der bundesgerichtlichen Entscheidung zu zitieren. 

Vielmehr ist der Kontext darzustellen, in dem die herangezogenen bundesgerichtlichen Rechts-

sätze stehen (vgl hierzu zB BSG Beschluss vom 7.2.2007 - B 6 KA 56/06 B - BeckRS 2007, 

41946 RdNr 10 mwN). Zum Kontext der BSG-Entscheidungen ist der Beschwerdebegründung 

aber schon deshalb nichts zu entnehmen, weil sie verschweigt, welche Sachverhalte das BSG 

jeweils zu beurteilen hatte, so dass auch nicht deutlich wird, welche rechtlichen Aussagen es 

wirklich getroffen hat und welche Aussagen auf einer Interpretation der Beklagten beruhen. Die 

konkrete Sachverhaltsdarstellung auch der BSG-Entscheidungen gehört aber zu den Mindest-

voraussetzungen, um die Entscheidungserheblichkeit der Divergenzrüge prüfen zu können. 

Denn eine die Rechtseinheit gefährdende Abweichung kann nur bei gleichem oder vergleichba-

rem Sachverhalt vorliegen. 

 

Schließlich legt die Beschwerdebegründung auch nicht dar, dass das LSG den Willen zur Ab-

weichung gehabt haben könnte, dh die höchstrichterliche Rechtsprechung im angefochtenen 

Urteil in Frage stellen wollte. Selbst wenn das LSG die herangezogenen bundesgerichtlichen 

Rechtssätze in ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall verkannt haben sollte, kann daraus 

nicht ohne weiteres geschlossen werden, es habe einen divergierenden Rechtssatz aufgestellt 

(vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). Vielmehr hätte die Beklagte vertieft darauf 

eingehen müssen, warum es sich bei der behaupteten Abweichung des Berufungsgerichts nicht 

lediglich um eine falsche Rechtsanwendung im Einzelfall handelt, in der ein eigener Rechtssatz 

des Berufungsgerichts gerade nicht zum Ausdruck kommt (vgl im Einzelnen BSG SozR 3-1500 

§ 160 Nr 26 S 45). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 

 

 

13 

14 

15 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

